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I. Zusammenfassung  

 

Die Zuwanderung aus anderen EU-Mitgliedstaaten nach Deutschland hat in den vergangenen Jah-

ren kontinuierlich zugenommen. Die umfassende Freizügigkeit innerhalb der Europäischen Union 

macht dies möglich. Sie ist eine der tragenden Grundfreiheiten und einer der sichtbarsten Vorzüge 

Europas für seine Bürger. In letzter Zeit wird jedoch die Zuwanderung in Deutschland auch kritisch 

gesehen. Betroffene Städte und Gemeinden berichten von zum Teil unhaltbaren Wohnverhältnis-

sen und ausbeuterischer Beschäftigung, von Kindern, die nicht zur Schule gehen, oder von Prob-

lemen bei der Gesundheitsversorgung. 

 

Zuwanderung ist ein komplexes und vielschichtiges Phänomen. Die Bundesregierung steht zur 

Freizügigkeit und Deutschland profitiert davon. Zugleich müssen wir anerkennen, dass mit der Zu-

wanderung auch erhebliche Probleme verbunden sein können. Im Koalitionsvertrag haben die Re-

gierungsparteien vereinbart, sich der Thematik anzunehmen und zu diesem Zweck mit Kabinettbe-

schluss vom 8. Januar 2014 einen Staatssekretärsausschuss zu ĂRechtsfragen und Herausforde-

rungen bei der Inanspruchnahme der sozialen Sicherungssysteme durch Angehörige der EU-

Mitgliedstaatenñ eingesetzt. Unter gemeinsamer Federf¿hrung des Bundesministeriums f¿r Arbeit 

und Soziales und des Bundesministeriums des Innern haben Staatssekretäre aus elf Bundesmini-

sterien sowie die Beauftragte für Migration, Flüchtlinge und Integration und das Bundespresseamt 

zusammengearbeitet.  

 

Ergebnisse der Ausschussarbeit  

 

In seinem am 26. März 2014 vom Bundeskabinett beschlossenen Zwischenbericht hat der Aus-

schuss über die Daten-, Fakten- und Rechtslage berichtet. Damit hat der Zwischenbericht einen 

Beitrag zur Versachlichung der Debatte um den Zuzug von Unionsbürgerinnen und Unionsbürgern 

sowie die Freizügigkeit in der EU geleistet. 

 

Für seine Analyse und die daraus abgeleiteten Empfehlungen hat sich der Ausschuss intensiv mit 

der Situation in den Kommunen befasst, die in besonderer Weise durch einen Zuzug aus anderen 

EU-Mitgliedstaaten betroffen sind. Um ein umfassendes Bild von den konkreten Herausforderun-

gen und Problemlagen vor Ort zu gewinnen, wurden Vertreter der betroffenen Kommunen und der 

Kommunalen Spitzenverbände in die Ausschussarbeit einbezogen.  
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Der Ausschuss hat seine Arbeit abgeschlossen und berichtet hiermit über die Gesamtergebnisse 

seiner Tätigkeit sowie die Umsetzung der im Zwischenbericht vorgelegten Vorschläge für Maß-

nahmen zur Missbrauchsbekämpfung im nationalen Recht sowie für Hilfen für besonders betroffe-

ne Kommunen.  

 

Über die im Zwischenbericht empfohlenen Hilfen hinaus ï insbesondere im Rahmen von Pro-

grammen aus dem Europäischen Sozialfonds, dem Europäischen Hilfsfonds für die am stärksten 

von Armut betroffene Personen sowie des Stªdtebaufºrderprogramms ĂSoziale Stadtñ - hat der 

Ausschuss weitere Wege für eine Unterstützung betroffener Kommunen geprüft und schlägt im Er-

gebnis zusätzliche Entlastungen vor. Der Bund wird am Ende dieses Jahres unter Berücksichti-

gung der weiteren Entwicklung der Zuwanderung evaluieren, ob die vorgesehenen Maßnahmen 

die besonders betroffenen Kommunen in ausreichendem Maße entlasten oder weitere Unterstüt-

zungsmaßnahmen für das Jahr 2015 erforderlich sein werden. 

 

Zur Umsetzung der Empfehlungen, die mit gesetzlichen Änderungen verbunden sind, legt die 

Bundesregierung einen Entwurf eines Artikelgesetzes zur Änderung des Freizügigkeitsgeset-

zes/EU und weiterer Vorschriften vor, der Änderungen in folgenden Gesetzen umfasst:  

 

¶ Der Bund wird die Kommunen wegen der besonderen Herausforderungen im Zusammen-

hang mit der wachsenden Zuwanderung aus anderen EU-Mitgliedstaaten in diesem Jahr 

um weitere 25 Mio. Euro entlasten. Hierfür wird die Beteiligung des Bundes an den Kosten 

für Unterkunft und Heizung im Zweiten Buch Sozialgesetzbuch erhöht. 

 

¶ Durch Änderung im SGB V wird zur weiteren Entlastung der Kommunen geregelt, dass die 

gesetzliche Krankenversicherung für die Impfung von Kindern und Jugendlichen aus EU-

Mitgliedstaaten die Kosten für den Impfstoff übernimmt, sofern deren Versicherteneigen-

schaft in der gesetzlichen Krankenversicherung zum Zeitpunkt der Durchführung der 

Schutzimpfung noch nicht festgestellt ist. 

 

¶ Im Fall von Rechtsmissbrauch oder Betrug in Bezug auf das Freizügigkeitsrecht sollen be-

fristete Wiedereinreisesperren ermöglicht werden. Dafür wird das Freizügigkeitsgesetz/EU 

geändert. Außerdem soll das Aufenthaltsrecht von Unionsbürgerinnen und Unionsbürgern 

zur Arbeitssuche in Anpassung an bestehende unionsrechtliche Spielräume befristet wer-

den. Schließlich soll die Beschaffung von Aufenthaltsbescheinigungen nach dem Freizü-

gigkeitsgesetz/EU durch falsche Angaben unter Strafe gestellt werden.  

 



9 

 

¶ Zur Vermeidung von Missbrauch wird künftig Kindergeld nur noch unter Angabe der steuer-

lichen Identifikationsnummern des Kindergeldberechtigten und der zum Kindergeldbezug 

berechtigenden Kinder gezahlt. Durch eine entsprechende Änderung des Einkommensteu-

ergesetzes kann die Familienkasse künftig durch interne Datenabgleiche ausschließen, 

dass für ein Kind mehrfach Kindergeld gezahlt wird. 

 

¶ Zur effizienteren Bekämpfung von Scheinselbständigkeit und Schwarzarbeit soll die Behör-

denzusammenarbeit mit der Finanzkontrolle Schwarzarbeit der Zollverwaltung durch Ände-

rung des Schwarzarbeitsbekämpfungsgesetzes intensiviert werden.  

 

Die vom Ausschuss vorgeschlagenen gesetzgeberischen Schritte dienen der Entlastung betroffe-

ner Kommunen sowie der Unterbindung von Fällen von Missbrauch. Sie stehen in einem engen 

sachlichen Zusammenhang und entfalten ihre Wirkung durch abgestimmte und zeitgleiche Umset-

zung. Daher sollen sie im Paket, also in einem Artikelgesetz, umgesetzt werden.  

 

Darüber hinaus wurde mit der neuen Gewerbeanzeigeverordnung eine Regelung eingeführt, nach 

der Gewerbeanzeigen künftig konsequent auf Anhaltspunkte für Scheinselbständigkeit zu prüfen 

sind. Über gesetzgeberische Schritte hinaus schlägt der Ausschuss weitere Maßnahmen zu Guns-

ten betroffener Kommunen sowie zur Unterbindung von Fällen von Missbrauch vor, die im Folgen-

den ebenfalls näher erläutert werden sollen. 

 

Rechtliche Rahmenbedingungen sichern  

 

Freizügigkeitsrecht 

Die Freizügigkeit für Unionsbürgerinnen und Unionsbürger ermöglicht, als Arbeitnehmer, Auszubil-

dender oder Studierender, als Selbstständiger oder Arbeitsuchender mit den Familienangehörigen 

nach Deutschland zu kommen, sich hier aufzuhalten und erwerbstätig zu sein. Diese Menschen 

sind bei uns willkommen. Das umfassende Freizügigkeitsrecht ergibt sich aus den Europäischen 

Verträgen und steht als solches nicht zur Diskussion. Es kann nur darum gehen, Fälle von betrü-

gerischer oder missbräuchlicher Inanspruchnahme der Freizügigkeit zu verhindern. Hierzu wird 

das Freizügigkeitsgesetz/EU angepasst: 

 

¶ Befristete Wiedereinreiseverbote im Fall von Rechtsmissbrauch oder Betrug in Bezug auf 

das Freizügigkeitsrecht werden ermöglicht. Zugleich sind Wiedereinreiseverbote nunmehr 

von Amts wegen zu befristen und nicht wie bisher nur auf Antrag. 
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¶ Die Beschaffung von Aufenthaltskarten oder anderen Aufenthaltsbescheinigungen gemäß 

Freizügigkeitsgesetz/EU durch unrichtige oder unvollständige Angaben wird unter Strafe 

gestellt. 

 

¶ Das Aufenthaltsrecht zur Arbeitsuche wird unter Berücksichtigung der Vorgaben des Uni-

onsrechts künftig befristet.  

 

Erwerbstätige 

Der größte Anteil der Zugewanderten sind Arbeitnehmer. Sie bestreiten ihren Lebensunterhalt 

selbst und tragen damit zugleich zum Wohlstand in unserem Land bei. Sie haben einen Anspruch 

auf Gleichbehandlung. Die Definition, wer erwerbstätig ist, ergibt sich aus den Europäischen Ver-

trägen in der Auslegung durch den Europäischen Gerichtshof. Ein Missbrauch der Freizügigkeits-

rechte unter dem Deckmantel der Erwerbstätigkeit soll effektiv verhindert werden. Zugleich gilt es 

sicherzustellen, dass Zuwanderer nicht in ausbeuterischen Beschäftigungsverhältnissen arbeiten 

müssen, und entschieden gegen Scheinselbständigkeit vorzugehen. Um dies zu erreichen: 

 

¶ werden weitere für die Bekämpfung der Schwarzarbeit und der illegalen Beschäftigung zu-

ständige Behörden und Stellen auf Bundes- und Landesebene in den Katalog der Zusam-

menarbeitsbehörden und -stellen aufgenommen und damit Unterstützungsrechte sowie Un-

terstützungspflichten gesetzlich verankert. Das Schwarzarbeitsbekämpfungsgesetz wird 

entsprechend geändert; 

 

¶ wird eine Verpflichtung der Gewerbeämter eingeführt, Gewerbeanzeigen auf Anhaltspunkte 

für Scheinselbständigkeit zu prüfen (Prüfungspflicht) und diese Verdachtsfälle der Finanz-

kontrolle Schwarzarbeit der Zollverwaltung in geeigneter Form zu übermitteln (Übermitt-

lungspflicht). Die Regelung wurde bereits in die neue Gewerbeanzeigeverordnung aufge-

nommen; 

 

¶ sind weitere gesetzliche Maßnahmen vorgesehen sowie in der Prüfung, um die Bekämp-

fung von Schwarzarbeit und illegaler Beschäftigung zu optimieren. 

 

Familienleistungen  

Auch wenn Arbeitsuchende, deren Aufenthaltszweck sich allein aus der Arbeitsuche ergibt, von 

Leistungen der Grundsicherung für Arbeitssuchende nach dem SGB II und von lebensunterhaltssi-

chernden Leistungen der Sozialhilfe nach dem SGB XII ausgeschlossen sind, können sie Familien-
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leistungen erhalten. Vielfach ist das Kindergeld die einzige Leistung, die nichterwerbstätige Uni-

onsbürgerinnen und Unionsbürger erhalten. Einen Anspruch auf Kindergeld hat grundsätzlich jede 

Person, die freizügigkeitsberechtigt ist und einen Wohnsitz oder ihren gewöhnlichen Aufenthalt in 

Deutschland hat oder aus anderen Gründen hier unbeschränkt einkommensteuerpflichtig ist. Die 

Kinder, für die Kindergeld geleistet wird, müssen selbst nicht in Deutschland leben, es genügt ge-

mäß dem europäischen Koordinierungsrecht ein Wohnsitz in einem anderen Mitgliedstaat der Eu-

ropäischen Union. Die Kinder müssen dann so behandelt werden, als würden sie im Inland leben. 

Änderungen für eine Anpassung des Kindergeldbezugs an die Lebenshaltungskosten am Wohnort 

des Kindes werden geprüft. Zur Vermeidung von Missbrauch: 

 

¶ wird eine gesetzliche Regelung in das Einkommensteuergesetz eingeführt, die die Kinder-

geldberechtigung von der eindeutigen Identifikation von Antragstellern und ihren zum Kin-

dergeldbezug berechtigenden Kindern durch Angabe von Identifikationsnummern abhängig 

macht; 

 

¶ werden die Verwaltungsanweisungen im Bereich der Familienleistungen konkretisiert und 

zum Teil strenger gefasst. Dies betrifft die Prüfung der Freizügigkeitsberechtigung, die Be-

fristung des Festsetzungszeitraums für nichterwerbstätige Berechtigte aus dem EU-

Ausland sowie die Anforderungen an den Nachweis der Existenz des Kindes. Die neuen 

Verwaltungsanweisungen wurden im Juli 2014 veröffentlicht (vgl. Dienstanweisung zum 

Kindergeld nach dem Einkommensteuergesetz (DA-KG) Stand 2014, insbesondere Kapitel 

A 3.5 ĂStaatsangehºrige aus einem anderen EU-, EWR- oder Abkommensstaatñ). 

 

Initiativen auf europäischer Ebene  

 

Ergänzend zu den genannten gesetzgeberischen Maßnahmen innerhalb des unionsrechtlichen 

Rahmens hat der Ausschuss die Frage geprüft, ob und inwieweit Überlegungen für weitere Schritte 

auf europäischer Ebene oder im Zusammenhang mit europarechtlichen Regelungen erforderlich 

und sinnvoll sein könnten. In seiner Beratung verschiedener Vorschläge für mögliche Änderungen 

im Unionsrecht, die der öffentlichen Debatte in Deutschland entstammen, verdeutlichte der Aus-

schuss, dass mögliche Änderungen des europäischen Rechts am Maßstab des Primärrechts und 

der hierin normierten Grundfreiheiten (Art. 21 AEUV ĂFreiz¿gigkeitñ, Art. 45 AEUV ĂArbeitnehmer-

freiz¿gigkeitñ) zu messen sind und verhältnismäßig sein müssen.  

 

Fragen, die das Verhältnis zwischen den Regelungen der Freizügigkeitsrichtlinie 2004/38/EG und 

der Verordnung (EG) Nr. 883/2004 zur Koordinierung der Systeme der sozialen Sicherheit sowie 
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im Besonderen Ausnahmen vom Gleichbehandlungsgrundsatz beim Zugang zu Sozialleistungen 

betreffen, liegen dem Europäischen Gerichtshof derzeit in zwei Vorabentscheidungsersuchen in 

den Rechtssachen ĂDanoñ und ĂAlimanovicñ vor. Im Zusammenhang mit diesen ab Herbst 2014 zu 

erwartenden Entscheidungen des Europäischen Gerichtshofs wird zu klären sein, inwieweit Recht-

sänderungsbedarf auf nationaler Ebene und möglicherweise auch im Sekundärrecht der Europäi-

schen Union besteht. Dazu wird ein Meinungsaustausch mit anderen Mitgliedstaaten gesucht.  

 

Unterstützung für besonders betroffene Ko mmunen  

 

Kommunen, die besonders vom Zuzug aus anderen EU-Mitgliedstaaten betroffen sind, sind mit er-

heblichen Problemen etwa in den Bereichen Schule, Integrationsangebote, Wohnraum- und Ge-

sundheitsversorgung konfrontiert. Es handelt sich dabei um Bereiche der kommunalen Daseins-

vorsorge. Die Verantwortung für die Aufgabenwahrnehmung und damit auch für Finanzierung liegt 

bei den Ländern, deren staatsorganisationsrechtlicher Teil die Kommunen sind. Dem Bund ist es 

aus verfassungsrechtlichen Gründen verwehrt, unmittelbar in diesen Bereichen aktiv zu werden 

oder direkte Finanzhilfen an die Kommunen zu leisten. Dies bedeutet jedoch nicht, dass die be-

troffenen Städte und Gemeinden mit den Problemen alleine stehen. Der Bund wird mit den ihm zur 

Verfügung stehenden Möglichkeiten konkrete Unterstützung leisten. 

 

¶ Der Bund wird Programme aus den europäischen Fonds ESF und EHAP sowie das Städ-

tebaufºrderprogramm ĂSoziale Stadtñ entsprechend finanziell ausstatten und, wo nºtig, 

zielgerichtet auf die kommunalen Probleme zuschneiden. Die unterschiedliche Ausrichtung 

der einzelnen Programme deckt eine Vielzahl der beschriebenen Herausforderungen ab. 

Die europäischen Fonds fördern die Integration und bekämpfen Armut. Das Programm 

ĂSoziale Stadtñ stªrkt die problembeladenen Stadtquartiere und unterstützt ein vernetztes 

Vorgehen vor Ort. Die Kommunen können aus diesem Angebot auf ihre konkrete Situation 

zugeschnittene Lösungen entwickeln. Der Bund stellt hierfür in den nächsten Jahren Mittel 

in einer Gesamthöhe von über 200 Mio. Euro zur Verfügung und erwartet Beiträge der be-

troffenen Länder und Träger.  

Da die Maßnahmen des Pakets vor Ort ineinander greifen sollen, wird der Bund eine abge-

stimmte Umsetzung gewährleisten. 

 

¶ Zusätzlich zu den 200 Mio. Euro, die den betroffenen Städten und Gemeinden in nächsten 

Jahren zugutekommen werden, entlastet die Bundesregierung die Kommunen um weitere 

25 Mio. Euro im Jahr 2014 im Wege einer Erhöhung der Bundesbeteiligung an den Kosten 
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der Unterkunft und Heizung im SGB II. Im Rahmen der Reform des Asylbewerberleistungs-

gesetzes werden die Kommunen auch in den Folgejahren zusätzlich entlastet. 

 

¶ Die Bundesregierung wird die Integrationskurse an den besonderen Bedarf der Zielgruppe 

anpassen. Die Integrationskursteilnehmer sollen nicht nur durch eine Lehrkraft unterrichtet, 

sondern parallel auch durch einen Sozialpädagogen betreut werden. Dieser Ansatz wird als 

Projekt in den Kommunen Duisburg, Dortmund, Berlin und München durchgeführt, weil dort 

der Bedarf an niedrigschwelliger Sprachförderung derzeit besonders groß ist. In diesem 

Rahmen sollen zudem Erleichterungen beim Bedürftigkeitsnachweis angewandt werden, 

um Hemmnisse für eine Teilnahme am Integrationskurs abzubauen.  

 

¶ Im Rahmen der vom Bund geförderten Gemeinwesen orientierten Projekte ist beabsichtigt, 

zugunsten der betroffenen Kommunen für das Förderjahr 2014 verstärkt solche Projekte zu 

berücksichtigen, die als Schwerpunkt Maßnahmen für Zuwanderergruppen mit besonderem 

Integrationsbedarf vorsehen. 

 

¶ Der Spitzenverband Bund der gesetzlichen Krankenkassen hat die gesetzlichen Kranken-

kassen auf Bitten des Bundesministeriums für Gesundheit mit einem Rundschreiben um-

fassend über die Zugangsvoraussetzungen von Unionsbürgerinnen und Unionsbürgern zur 

gesetzlichen Krankenversicherung informiert. Dies ist ein wichtiger Baustein für eine ein-

heitliche Rechtsanwendung und verbessert die Möglichkeiten freizügigkeitsberechtigter 

Unionsbürginnen und Unionsbürger, ihre Rechte auf Absicherung im Krankheitsfall zu rea-

lisieren, ohne die Kommunen zu belasten.  

 

¶ Darüber hinaus werden die gesetzlichen Krankenkassen verpflichtet, die Kosten für den 

Impfstoff von Kindern aus anderen EU-Mitgliedstaaten zu übernehmen, soweit deren Versi-

cherteneigenschaft in der gesetzlichen Krankenversicherung zum Zeitpunkt der Durchfüh-

rung der Schutzimpfung noch nicht festgestellt ist. Die notwendigen gesetzlichen Grundla-

gen werden durch Änderung des SGB V im Rahmen des Artikelgesetzes zur Änderung des 

Freizügigkeitsgesetzes/EU und weiterer Vorschriften geschaffen.  

Insgesamt werden die Kommunen durch die Maßnahmen im Gesundheitswesen um schät-

zungsweise jährlich 10 Mio. Euro entlastet. 
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Anlage zur Zusammenfassung  

 

Finanzvolumina der Entlastung der Kommunen durch Maßnahmen des Bundes für die besonders 
betroffenen Kommunen  
(siehe auch Kapitel IV) 

Maßnahmenbereich  Finanzvolumen  

Stadtentwicklung / Wohnumfeld  Stªdtebaufºrderungsprogramm ĂSoziale Stadtñ: 

rd.10 Mio. ú in 20141 

Umfassende Beratungsstellen  

(Orientierung/Clearing), aufsuchen-

de Beratung, Integrationslotsen 

EHAP: 

79 Mio. ú EHAP Mittel und 9,33 Mio. ú  

nationale Kofinanzierung BMAS  

Betreuung und Beschulung von Ju-

gendlichen und der zugewanderten 

Kinder unter 12 Jahren in Kita und 

Schule 

EHAP: 
(siehe oben) 

ESF / JUGEND STÄRKEN  im Quartier 2: 

bis zu 28 Mio. ú ESF-Mittel und bis zu 28 Mio. ú 

nationale Kofinanzierung u. a. BMFSFJ  

Bedarfsgerechte Integrations-

angebote 

derzeit noch nicht konkret bezifferbar 

Berufsbezogene Integrationsmaß-

nahmen  

ESF / BIWAQ 2: 

20 Mio. ú ESF-Mittel und 20 Mio. ú  

nationale Kofinanzierung BMUB 

ESF / Integrationsrichtlinie Bund 2: 

10 Mio. ú ESF-Mittel und 10 Mio. ú 

nationale Kofinanzierung BMAS 

Bundesbeteiligung an den Kosten 

der Unterkunft und Heizung 

Erhöhung der Beteiligungsquote des Bundes:  

25 Mio. ú f¿r das Jahr 2014 

Gesundheitsversorgung Entlastung der Kommunen durch verbesserte U m-

setzung der Regelungen zur Aufnahme von berec h-

tigten Personen in die GKV; Übernahme von Imp f-

stoff kosten  für Kinder und Jugendliche : 

insgesamt rd.10 Mio. ú 
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1 Die Angaben stehen unter Vorbehalt des tatsächlichen Mittelabflusses. Im Bundeshaushalt 2014 

wurden die Bundesmittel f¿r das Stªdtebaufºrderungsprogramm ĂSoziale Stadtñ insgesamt von 40 

Mio. ú in 2013 auf 150 Mio. ú in 2014 aufgestockt. Der Anteil f¿r die besonders betroffenen 

Kommunen ist derzeit nicht bezifferbar. Es ist davon auszugehen, dass er einen geringen Teil des 

Gesamtaufwuchses ausmachen wird. Geschªtzt wird ein Anteil von rd. 10 Mio. ú in 2014. 

2 Die Angaben beruhen auf Schätzungen und stehen unter dem Vorbehalt der Genehmigung der 

Operationellen Programme der Europäischen Fonds durch die Kommission sowie des tatsächli-

chen Mittelabflusses in den einzelnen Programmen. Es wird von einer Beteiligung der betroffenen 

Länder und Kommunen ausgegangen. Die Angaben zu den europäischen Fonds beziehen sich 

auf die gesamte Förderperiode 2014-2020. 
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II. Bestandsaufnahme der Daten - und Faktenlage  

 

1. Zuwanderung aus den Mitglieds taaten der Europäischen Union nach 

Deutschland  

 

Das Zuwanderungsgeschehen nach Deutschland ist seit Jahren vor allem durch Zuwanderung aus 

Mitgliedstaaten der Europäischen Union (EU) gekennzeichnet, insbesondere seit den EU-Beitritten 

in den Jahren 2004 und 2007. Am 31. Dezember 2013 wohnten 3,1 Mio. Unionsbürgerinnen und 

Unionsbürger in Deutschland, am 31. Dezember 2012 waren es 2,8 Mio. Unionsbürgerinnen und 

Unionsbürger (vgl. Tabelle A-1 im Anhang)1. Die Zuzüge aus den EU-10-Staaten2 sind von 2004 

(173.424) bis 2012 (280.156) um 61,5% angestiegen (Zahlen zu einzelnen Staaten, vgl. Anhang, 

Tabelle A-2 und A-3). Die Zuwanderung von Bürgerinnen und Bürgern aus den EU-2-Staaten 

nahm im gleichen Zeitraum von 35.131 auf 180.733 zu, dies ist ein Anstieg um 414,5%. Entspre-

chend stiegen die Anteile der EU-2-Staaten an der gesamten Zuwanderung an (2004: 4,5%; 

2012: 16,7%).  

Die Fortzüge nahmen ebenfalls zu, jedoch auf geringerem Niveau (EU-10: +18,8% von 2004: 

138.790 auf 2012: 164.910 Personen; EU-2: +246,7% von 2001: 30.574 auf 2012: 105.991 Perso-

nen). Insgesamt ist der Wanderungssaldo (Zuzüge minus Fortzüge) aus den EU-10 sowie EU-2-

Staaten seit 2008 kontinuierlich angestiegen. 

Insbesondere seit 2010 erhºhte sich auch die Zuwanderung aus den Ăaltenñ EU-14-Staaten wie-

der, vor allem aus den von der Wirtschafts- und Finanzkrise besonders betroffenen EU-

Mitgliedstaaten Griechenland, Italien, Portugal und Spanien.  

  

                                                
1
  Aus Gründen der Übersichtlichkeit sind Tabellen in einen Anhang aufgenommen worden. 

2
  Zahlen der Wanderungsstatistik des Statistischen Bundesamts für das Jahr 2013 differenziert nach 

Staatsangehörigkeit liegen noch nicht vor. 

Hinweise zur Abgrenzung der EU-Mitgliedstaaten: EU-14: Zu- bzw. Fortzüge aus folgenden 14 EU-
Mitgliedstaaten, Deutsche bleiben unberücksichtigt: Belgien, Dänemark, Finnland, Frankreich, Griechen-
land, Großbritannien, Irland, Italien, Luxemburg, Niederlande, Österreich, Portugal, Schweden und Spa-
nien.  
EU-12: Hierbei handelt es sich zum einen um Staatsangehörige aus den zehn zum 1. Mai 2004 der EU 
beigetretenen Staaten Estland, Lettland, Litauen, Malta, Polen, Slowakei, Slowenien, Tschechische Re-
publik, Ungarn und Zypern (EU-10) sowie Staatsangehörige aus den zum 1. Januar 2007 beigetretenen 
Staaten Bulgarien und Rumänien (EU-2). Staatsangehörige aus den mittel- und osteuropäischen Län-
dern, die zum 1. Mai 2004 beigetreten sind (EU-10 außer Malta und Zypern), werden auch als EU-8 cha-
rakterisiert. Dazu kommt Kroatien, welches zum 1. Juli 2013 der EU beigetreten ist. 
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Abbildung 1a: 

Zuzüge von Unionsbürgerinnen und Unionsbürgern (EU-14; EU-10; EU-2), 2004 bis 2012 

 

Quelle: Statistisches Bundesamt 

 

 

Abbildung 1b: 

Fortzüge von Unionsbürgerinnen und Unionsbürgern (EU-14; EU-10; EU-2), 2004 bis 2012 

 

Quelle: Statistisches Bundesamt 
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Abbildung 1c: 

Nettomigration (Wanderungssaldo) von Unionsbürgerinnen und Unionsbürgern (EU-14; EU-10; 

EU-2), 2004 bis 2012 

 

Quelle: Statistisches Bundesamt 

 

Im Jahr 2012 wurden insgesamt 623.407 Zuzüge von Unionsbürgerinnen und Unionsbürgern nach 

Deutschland registriert, eine Zunahme um 17,1% im Vergleich zum Vorjahr (vgl. Tabelle A-3). Der 

Anteil der EU-Binnenmigration an der Gesamtzuwanderung betrug 57,7%. Drei Viertel der Zuzüge 

von Unionsbürgerinnen und Unionsbürgern (73,9%) betrafen Staatsangehörige aus den EU-10 

und EU-2-Staaten (absolut: 460.889 Zuzüge). Demgegenüber wurden 162.518 Zuzüge von Uni-

onsbürgerinnen und Unionsbürgern aus den alten EU-Mitgliedstaaten (EU-14) verzeichnet.  

Im Jahr 2012 zogen insgesamt 359.720 Unionsbürgerinnen und Unionsbürger aus Deutschland 

fort, eine Zunahme um 10,8% im Vergleich zum Vorjahr (vgl. Tab. A-2). Drei Viertel der Fortzüge 
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Abbildung 2a: 

Anteile der Zuzüge von Unionsbürgerinnen und Unionsbürgern (EU-14; EU-10; EU-2) an der ge-

samten Zuwanderung, 2004 bis 2012 

 

Quelle: Statistisches Bundesamt 
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0,0%

5,0%

10,0%

15,0%

20,0%

25,0%

30,0%

35,0%

2004 2005 2006 2007 2008 2009 2010 2011 2012

EU-14 EU-10 EU-2



20 

 

Abbildung 2b: 

Anteile der Fortzüge von Unionsbürgerinnen und Unionsbürgern (EU-14; EU-10; EU-2) an der ge-

samten Abwanderung, 2004 bis 2012 

Quelle: Statistisches Bundesamt 

 

Abbildung 3a: 

Zuzüge von Unionsbürgerinnen und Unionsbürgern nach Deutschland im Jahr 2012 

 

Quelle: Statistisches Bundesamt 
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Abbildung 3b: 

Fortzüge von Unionsbürgerinnen und Unionsbürgern aus Deutschland im Jahr 2012 

 

Quelle: Statistisches Bundesamt 

 

Insgesamt ergab sich im Jahr 2012 ein positiver Wanderungssaldo zwischen Deutschland und den 

anderen 26 EU-Mitgliedstaaten (+263.687), der im Vergleich zum Vorjahr deutlich angestiegen ist. 

Dabei wurde gegenüber den EU-10-Staaten ein Wanderungsüberschuss von +115.246 und mit 

den EU-2-Staaten von +74.742 Personen registriert.  

Deutlich fiel dieser Überschuss insbesondere bei Staatsangehörigen aus Polen (+68.773), Rumä-

nien (+48.809), Ungarn (+26.392), Bulgarien (+25.933) und Griechenland (+20.495) aus. Auch die 

vorläufigen Zahlen der Wanderungsstatistik nach Herkunfts- und Zielländern deuten für das Jahr 

2013 auf ein anhaltend intensives Wanderungsgeschehen innerhalb der EU hin.3  

 

  

                                                
3
  Zahlen der Wanderungsstatistik des Statistischen Bundesamts für das Jahr 2013 differenziert nach 

Staatsangehörigkeit liegen noch nicht vor. 
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Abbildung 3c: 

Nettomigration (Wanderungssaldo) von Unionsbürgerinnen und Unionsbürgern nach Deutschland 

im Jahr 2012 

 

Quelle: Statistisches Bundesamt 
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von Staatsangehörigen aus EU-Mitgliedstaaten im Jahr 2013 im Vergleich zum Vorjahr eine weite-

re Zunahme um 16,1%. Überproportional stieg die Zuwanderung aus den EU-2-Staaten (+19,1%) 

und EU-14-Ländern (+19,7%), während die Zuzüge aus den EU-10-Staaten leicht unterdurch-

schnittlich um 12,2% zunahmen (siehe auch Tabelle A-5). 

 

1.2. Zu- und Fortzüge nach Bundesländern  

 

Die höchsten Zuzugszahlen auf der Ebene der Bundesländer nach der Wanderungsstatistik des 

Statistischen Bundesamts waren in den Jahren 2004 bis 2012 in Bayern, Baden-Württemberg und 

Nordrhein-Westfalen festzustellen. Unter Berücksichtigung der Fortzüge sind in diesen Ländern 

auch die höchsten Wanderungssalden gegenüber Staatsangehörigen der EU-10 und EU-2-

Staaten festzustellen (Tabelle A-6).  

 

Abbildung 4: 

Zu- und Fortzüge von Unionsbürgerinnen und Unionsbürgern nach Bundesländern im Jahr 2012 

a. EU-Gesamt (ohne Deutsche)     b. EU-12 

  

Quelle: Statistisches Bundesamt 
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sich die meisten Staatsangehörigen aus den EU-8-Staaten in Bayern, Nordrhein-Westfalen und 

Baden-Württemberg niederließen. Polen zogen überproportional häufig nach Nordrhein-Westfalen, 

während Ungarn häufiger nach Bayern ziehen. Staatsangehörige aus den EU-2-Staaten zogen im 

Jahr 2013 vor allem nach Baden-Württemberg und Bayern (Tabelle A-7) während für die ersten 

vier Monate des Jahres 2014 nach vorläufigen Erkenntnissen die meisten Zuzüge von Staatsan-

gehörigen aus den EU-2-Staaten in Nordrhein-Westfalen verzeichnet wurden.  

 

1.3. Zu- und Fortzüge nach Kommunen  

 

AZR-Daten können bis zur räumlichen Ebene der örtlich oder regional zuständigen Ausländerbe-

hºrden (ABHôn) differenziert werden. Hierbei zeigt sich, dass im Jahr 2013 in den ABHón M¿nchen 

(38.586), Berlin (26.399) und Frankfurt/Main (23.253) die höchsten Zuzugszahlen beobachtet wur-

den. Die Zuwanderung aus EU-Mitgliedstaaten ist im Jahr 2013 in München (22.232), Frank-

furt/Main (13.279), Hamburg (10.033) und Duisburg (7.857) am höchsten.  

Aus den EU-10-Staaten zog es im Jahr 2013 die meisten Personen nach München (6.610), Frank-

furt/Main (4.049), Hamburg (3.564) und Mannheim (2.038). Aus den EU-2-Staaten kamen die 

meisten Menschen nach Duisburg (5.526), München (5.374), Frankfurt/Main (4.328), Offenbach 

(2.446) und Hamburg (2.208). Für Duisburg zeigt sich auch, dass die Zuwanderung von Staatsan-

gehörigen aus den EU-2-Staaten zwischen 2009 und 2013 am stärksten gestiegen ist (Tabelle A-8 

und A-9).  

Betrachtet man den Wanderungssaldo von Personen aus EU-2-Staaten im Jahr 2013, nehmen 

ebenfalls Duisburg (+ 4.281) und München (3.259) Spitzenpositionen ein, gefolgt von Frankfurt 

(+2.399), Hamburg (+1.624), Mannheim (+ 1.038), Hannover (+934), Offenbach (+919) und Dort-

mund (+338). Hinsichtlich des Wanderungssaldos von EU-10-Staatsangehörigen führten 2013 

München (+3.861) und Hamburg (+2.662) sowie Frankfurt (+1.994) vor Hannover (+1.342), Duis-

burg (+1.107), Mannheim (+1.038) und Offenbach (+919) die Statistik an.4 

Bezogen auf die Einwohnerzahl wiesen im Jahr 2013 die Städte Offenbach und Duisburg den 

höchsten Pro-Kopf-Zuzug von Personen aus EU-2 und EU-10-Staaten auf. Unter den großen 

Städten haben Dortmund und Hamburg die geringste Pro-Kopf-Zuwanderung. 

 

  

                                                
4
  Die in Berlin erfassten Daten im AZR sind ab dem Jahr 2011 für Unionsbürgerinnen und Unionsbürger 

nicht belastbar (vgl. Tabelle A-9). 
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1.4. Zusammenfassung und Bewertung  

 

In den Jahren 2012 und 2013 hat sich die Zuwanderung vor allem aus den EU-8 und den EU-2-

Staaten sowie aus den von der Wirtschafts- und Finanzkrise besonders betroffenen südeuropäi-

schen Ländern deutlich verstärkt.  

Für den Anstieg dürften vor allem drei Gründe ausschlaggebend sein:  

¶ das nach wie vor teilweise erhebliche Wohlstandgefälle in der EU 

¶ der robuste Arbeitsmarkt und damit die wirtschaftliche Attraktivität Deutschlands 

¶ eine Umlenkung von Wanderungsströmen aufgrund der Verschlechterung der ökonomi-

schen Bedingungen in alternativen Zielländern (u.a. Italien und Spanien).  

In Bezug auf die EU-2-Staaten ist auch infolge der Herstellung der vollständigen Arbeitnehmerfrei-

zügigkeit für diese Länder zum 1. Januar 2014 zunächst mit einem weiteren Anstieg der Zuwande-

rung zu rechnen, wie es auch für die EU-8-Staaten seit Mai 2011 beobachtet wurde. Der zu erwar-

tende Umfang der Wanderungsprozesse lässt sich nur schwer abschätzen. In einer aktuellen Stu-

die wird ein Anstieg des Wanderungssaldos aus den EU-2-Staaten von 71.000 Personen (2012) 

auf 120.000 bis 130.000 Personen im Jahr 2014 für möglich gehalten.5  

 

2. Beschäftigungs - und Arbeitslosenstatistik  

 

2.1. Beschäftigtenstatistik  

 

Am Stichtag 30. Juni 2013 waren in Deutschland insgesamt 34,4 Mio. Personen beschäftigt, davon 

waren 29,3 Mio. sozialversicherungspflichtig sowie 5,1 Mio. geringfügig beschäftigt. Unter den so-

zialversicherungspflichtig Beschäftigten waren 2,4 Mio. bzw. rund 8% Ausländerinnen und Auslän-

der und unter den geringfügig Beschäftigten 582.000 bzw. rund 11% Ausländerinnen und Auslän-

der.  

Insgesamt waren 1,4 Mio. Personen mit einer Staatsangehörigkeit der EU-28 (ohne Deutschland) 

in der Bundesrepublik beschäftigt (1,2 Mio. sozialversicherungspflichtig und 252.000 geringfügig 

beschäftigt). Unter den EU-Mitgliedstaaten stammen die meisten Beschäftigten aus Polen 

(291.000), Italien (224.000) und Griechenland (130.000).  

                                                
5
  Brücker, Herbert / Hauptmann, Andreas / Vallizadeh, Ehsan (2014): Aktuelle Berichte: Zuwanderungs-

monitor Bulgarien und Rumänien, IAB Juli 2014. 
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Vom Jahr 2004 bis zum Jahr 2013 ist die Beschäftigung von Personen mit einer Staatsangehörig-

keit der EU-28 insgesamt um 506.000 Personen gestiegen, dies entspricht eine Zunahme um 

mehr als 50% (vgl. Abbildung 5). Sowohl die sozialversicherungspflichtige Beschäftigung (56%, 

428.000 Personen) als auch die geringfügige Beschäftigung (45%, 78.000 Personen) verzeichne-

ten deutliche Zuwächse (Abbildungen 6 und 7).  

Die steigenden Bevölkerungszahlen von Unionsbürgerinnen und Unionsbürgern mit einer EU-2-

Staatsangehörigkeit gehen mit Anstiegen der sozialversicherungspflichtigen (25,7% mehr im Ver-

gleich zu November 2012 oder 25.000 Personen) und der ausschließlich geringfügigen Beschäftig-

ten aus diesen Ländern einher (15,8% oder 3.200 Personen).  

 

Abbildung 5: 

Entwicklung der Beschäftigung (2004-2013) 

 

Quelle: Statistik der Bundesagentur für Arbeit (Datenstand: Februar 2014) 
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Abbildung 6: 

Entwicklung der sozialversicherungspflichtigen Beschäftigung (2004-2013) 

 

Quelle: Statistik der Bundesagentur für Arbeit (Datenstand: Februar 2014) 

Abbildung 7: 

Entwicklung der geringfügigen Beschäftigung (2004-2013)  

 

Quelle: Statistik der Bundesagentur für Arbeit (Datenstand: Februar 2014) 
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Abbildung 8 zeigt die Zahl der sozialversicherungspflichtig und ausschließlich geringfügig Beschäf-

tigten nach Staatsangehörigkeit der EU-28 am 30. Juni 2013. Die absolute Zahl der Beschäftigten 

ist jeweils nach den Namen des Mitgliedstaates in Klammern aufgeführt. 

 

Abbildung 8: 

Beschäftigung nach Staatsangehörigkeit (Stichtag 30. Juni 2013) 

 

Quelle: Statistik der Bundesagentur für Arbeit (Datenstand: Februar 2014) 

 

Die meisten sozialversicherungspflichtig Beschäftigten mit Staatsangehörigkeiten der EU arbeiten 
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2.2. Arbeitslosenstatistik  

 

Im Jahr 2013 gab es durchschnittlich 2,95 Mio. Arbeitslose in Deutschland. Darunter waren 

504.000 Ausländerinnen und Ausländer und darunter 146.000 Staatsangehörige der EU-28 (knapp 

5% aller Arbeitslosen). Unter den Mitgliedstaaten der EU stammen die meisten Arbeitslosen aus 

Italien (33.000), Polen (31.000) und Griechenland (18.000).  

Abbildung 9 zeigt die Entwicklung der Arbeitslosigkeit seit dem Jahr 2004 für Ausländerinnen und 

Ausländer, Staatsangehörige der EU-28, Staatsangehörige der EU-8 sowie Staatsangehörige der 

EU-2.  

 

Abbildung 9: 

Entwicklung der Arbeitslosigkeit (2004-2013) 

Quelle: Statistik der Bundesagentur für Arbeit (Datenstand: Februar 2014) 
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3. Statistiken zur Grundsicherung für Arbeitsuchend e (SGB II) 

 

Im Jahresdurchschnitt 2013 betrug der Bestand an Personen in Bedarfsgemeinschaften, die Leis-

tungen der Grundsicherung für Arbeitsuchende nach dem Zweiten Buch Sozialgesetzbuch 

(SGB II) bezogen, 6,13 Mio. Darunter waren 1,2 Mio. Ausländerinnen und Ausländer und darunter 

293.000 Staatsangehörige der EU (EU-28, ohne Deutschland). Der Anteil der Staatsangehörigen 

der EU an allen Personen in Bedarfsgemeinschaften betrug im Jahr 2013 durchschnittlich 4,8%. 

Unter den Mitgliedstaaten der EU stammen die meisten Personen in Bedarfsgemeinschaften aus 

Polen (70.000), Italien (63.000), und Griechenland (39.000).  

In den Jahren 2010 bis 2012 sank die Zahl der ausländischen Personen in Bedarfsgemeinschaf-

ten. Im Jahr 2013 ist ein leichter Anstieg zu verzeichnen (Abbildung 10).  

 

Abbildung 10: 

Entwicklung der Personen in Bedarfsgemeinschaften (2010 - 2013) 

 

Quelle: Statistik der Bundesagentur für Arbeit (Datenstand: Mai 2014) 
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Bei den erwerbsfähigen Leistungsberechtigten nach dem SGB II zeichnet sich ein ähnliches Bild 

wie bei den Bedarfsgemeinschaften ab (Abbildung 11). Unter den Mitgliedstaaten der EU stammen 

die meisten erwerbsfähigen leistungsberechtigten Personen aus Polen (56.000), Italien (50.000) 

und Griechenland (30.000).  

Mit der Zunahme der Bevölkerung aus den EU-2 ist auch die Zahl der Leistungsempfängerinnen 

und Leistungsempfänger im SGB II aus diesen Staaten im Vorjahresvergleich (April 2013 bis April 

2014) deutlich gestiegen (mit 23.000 Personen um 66%). Im April 2014 bezogen 12,9% der EU-2-

Staatsangehörigen in Deutschland Leistungen nach dem SGB II, der Anteil betrug 11,3% bei den 

EU-8 Staatsangehörigen, 16,3% bei der ausländischen Wohnbevölkerung insgesamt. Im März 

2014 bezogen 7,5% der Gesamtbevölkerung Leistungen nach dem SGB II. 6 

 

Abbildung 11: 

Entwicklung der erwerbsfähigen Leistungsberechtigten (2010 - 2013) 

 

Quelle: Statistik der Bundesagentur für Arbeit (Datenstand: Mai 2014) 
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6
  Brücker, Herbert / Hauptmann, Andreas / Vallizadeh, Ehsan (2014): Aktuelle Berichte: Zuwanderungs-

monitor Bulgarien und Rumänien, IAB Juli 2014. 
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sichtlich des Leistungsbezugs von Personen aus den EU-2 stellt sich die Lage vor Ort differenziert 

dar (vgl. Tabellen A 10 bis A 17). Beispielsweise befindet sich in Berlin die überwiegende Zahl der 

selbständig erwerbstätigen SGB II-Leistungsbezieherinnen und Leistungsbezieher (ĂAufstockerñ) 

mit einer EU-2-Staatsangehörigkeit, nämlich 1.228 von bundesweit insgesamt 2.737 (April 2014). 

Gleichzeitig ist aber in Berlin auch der Anteil der ĂAufstockerñ an den Personen in Bedarfsgemein-

schaften relativ hoch.  

Die räumliche Konzentration des Zuwachses an Leistungsbezieherinnen und Leistungsbeziehern 

aus Bulgarien und Rumänien wird anhand der folgenden Karten der Bundesagentur für Arbeit 

deutlich. Abbildung 12 veranschaulicht, dass der Zuwachs an Leistungsbezieherinnen und Leis-

tungsbeziehern im SGB II aus den EU-2-Staaten vor allem in Berlin und westlichen Ballungsräu-

men stattfindet.  
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Abbildung 12: 

Entwicklung der erwerbsfähigen Leistungsberechtigten (eLb) aus den EU-2 

 

Quelle: Statistik der Bundesagentur für Arbeit; Berichtsmonat März 2014 (Jobcenter mit mehr als 100 erwerbsfähigen Leistungsberech-
tigten aus den EU-2)  
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Wie Abbildung 13 illustriert, haben nur 12 Jobcenter (3%) mehr als 500 erwerbsfähige Leistungs-

berechtigte aus Bulgarien und Rumänien. 

Abbildung 13: 

Anzahl erwerbsfähiger Leistungsberechtigter (eLb) aus den EU-2

 

Quelle: Statistik der Bundesagentur für Arbeit; Berichtsmonat März 2014  






















































































































































